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St.Galler Schüler sollen das Ländle meiden
DerKanton St.Gallen erschwert Schülern den Zugang zur Berufsmaturitätsschule Liechtenstein.

Aktuell kommen von 150 Schü-
lerinnen und Schülern der Be-
rufsmaturitätsschule Liechten-
stein (BMS) 61 aus demKanton
St.Gallen. Künftig dürften es
weniger sein. Ab dem nächsten
Schuljahr übernimmt der Kan-
ton dieKosten von 16100Fran-
ken pro Ausbildung nur noch in
begründeten Fällen. Das geht
einher mit der Gleichstellung
Liechtensteins mit den Mit-
gliedskantonen des Regionalen
Schulabkommens EDK-Ost.
Bruno Müller, Leiter des Amts
für Berufsbildung im Kanton

St.Gallen, nennt neben der
Gleichbehandlung die geografi-
scheNähezumBerufs-undWei-
terbildungszentrumBuchs(BZB)
alsGrund für dieMassnahme.

Französischumgehen
inLiechtenstein
Das Fürstentum habe sein An-
gebot inden letzten Jahren stets
ausgebaut, sodass es beispiels-
weise in den Bereichen Wirt-
schaft sowieGesundheitundSo-
ziales in direkter Konkurrenz
zum BZB Buchs getreten sei.
Weil der Französischunterricht

wegfalle, sei der Besuch der
Liechtensteiner BMS zusätzlich
attraktiv. In der Schweiz hin-
gegen ist eine zweite Landes-
sprache Pflicht bei der Berufs-
maturität. Gemäss Müller wäre
ein bedingungsloses Zulassen
im Fürstentum daher eine Un-
gleichbehandlung.Neumüssen
Lernende aus dem Kanton
St.Gallendeshalbbelegen, dass
das Umgehen des Französisch-
unterrichts nicht der einzige
Grund fürdenBesuchderLiech-
tensteiner BMS ist. Wer eine
Kostengutsprache des Kantons

will, muss aufzeigen, dass das
entsprechende Angebot in
St.Gallen fehlt oderderWegun-
zumutbar ist. Das trifft auf eine
Fahrtzeit von mehr als einer
Stunde mit dem öffentlichen
Verkehr zu. «Wichtige Gründe
der antragstellenden Person
werden im Einzelfall geprüft»,
heisst es auf einem Merkblatt.
DerBesuchderLiechtensteiner
BMSwirdalsonicht unmöglich,
aber erschwert.

Das «Liechtensteiner Vater-
land»titelteprominent:«St.Gal-
len bremst BMS Liechtenstein

aus». Gegenüber der Zeitung
betonte Rektor Reinhard Sachs,
dass die Zusammenarbeit zwi-
schen den Schulämtern in
St.Gallen und Liechtenstein
stets positiv gewesen sei. Über
die neue Massnahme sagte er:
Wenn die Schweizer Schüler an
derSchuleausblieben,könntees
dazu führen, dass Klassen und
Personal gestrichen werden
müssten.DiegenauenAnmelde-
zahlen erhält der Rektor im
Februar.

Katharina Brenner

Bauboom bedroht Streusiedlungen
Die Stiftung Landschaftschutz kritisiert den exzessivenAbbruch von Bauernhäusern imKanton St.Gallen.

Marcel Elsener

Die Stiftung Landschaftsschutz
Schweiz (SL) schlägtAlarm:Der
Abbruch der regionaltypischen
Bauernhäuser imKantonSt.Gal-
len laufe «im Schnellzugstem-
po», der Bauboom bedrohe das
baukulturelle Erbe ausserhalb
der Bauzone. In einem offenen
Brief an den St.Galler Bauchef
Marc Mächler bittet SL-Ge-
schäftsleiterRaimundRodewald
dieRegierung,«raschmöglichst
Vorkehrungen zu treffen, um
diese Entwicklung in normale
Bahnen zu lenken».

Allein seit Oktober wurden
laut der Stiftung im Kanton 20
Baugesuche fürAbrisse von teils
alten landschaftsprägenden
Bauernhäusernund inderFolge
fürErsatzneubautenausserhalb
der Bauzone publiziert. Die
Qualität der Neubauten lasse
«in den allermeisten Fällen lei-
der völlig zu wünschen übrig»,
heisst es im Schreiben. Bei der
Lancierung der St.Galler Stan-
desinitiative für den erleichter-
ten Abriss und Wiederaufbau
der Bauernhäuser habe «nie-
mand solche exzessiven Aus-
masse» gewollt, schreibt Rode-
wald. Angeblich herrschten im
Amt für Raumentwicklung und
Geoinformation (Areg)«massi-
ve Kapazitätsengpässe», um
dieseAbrissflut rechtlichbewäl-
tigen zu können. Er danke
Mächler fürdasEngagement zu
Gunsten der Streusiedlungs-
landschaft, schliesstRodewald.

HeimatschutzundWWF
seit Jahren«sehrbesorgt»
Der Landschaftsschutz nimmt
damitdieKritik auf, diederHei-
matschutzSG/AIbereits 2018 in
einer Resolution formulierte.

Die Umnutzung der histori-
schen Landwirtschaftsbauten
dürfe keinFreipass für eineaus-
ufernde Bautätigkeit werden,
heisst es darin. Sie sei nur sinn-
voll,wennsie einenBeitrag zum
Erhalt derKulturlandschaft leis-
te, und müsse qualitativ hohen
Anforderungen genügen. Der
Heimatschutznehme«mitgros-
ser Sorgewahr,wiewenig diese
Grundsätze praxisnah umge-
setzt werden». Gemeinde- und
Kantonsbehörden sollten «der
raumplanerischenFehlentwick-

lungdenRiegel schieben».Hei-
matschutz und WWF begleite-
ten das Thema seit Jahren und
teilten die Beobachtung der SL,
sagt Reto Schmid, Rechtsbera-
ter beim WWF St.Gallen. «Die
Verbände können leider nur
punktuell gegen die grössten
Verstösse gegen die entspre-
chenden Artikel des Raumpla-
nungsgesetzes vorgehen», so
Schmid. «Ein Sinneswandel
konntebishernicht erreichtwer-
den.»DerWWFselbst führevor
allem Fälle zur Wiederherstel-

lungdes rechtmässigenZustan-
des, sprich zur Umsetzung von
rechtskräftigen Entscheiden
durch die Gemeinden. «Auch
hier nimmt das Areg seine Auf-
sichtsfunktionüberdieGemein-
den sehr mangelhaft wahr.»
LautdenVerbänden«fehlen im
Amtdernötige fachlicheEinbe-
zugderDenkmalpflegeodervon
Architekten sowiederpolitische
Wille zueinerbundesrechtskon-
formen Praxis». Man erwarte
vonRegierungsratMächler und
Areg-Leiter Ralph Etter «ein

klaresBekenntnis fürdenSchutz
unsererLandschaft unddieEin-
haltung der Vorgaben des Bun-
desrechts». Heimatschutz und
WWF haben schon vor länge-
remeinHandbuch fürdie regio-
naltypische Architektur ange-
regt, so Schmid. Damit könne
der sorgsame Umgang mit der
Landschaft und demDenkmal-
schutz gewährleistet werden.

BauberatungeineFragedes
politischenWillens
DasBaudepartementwerdeden
Brief beantworten und das Ge-
spräch mit Rodewald suchen,
sagt Areg-Leiter Ralph Etter in
einer erstenReaktion.DerKan-
ton verzeichne seit 2013 im
Durchschnitt 30 Abrisse und
Neubauten pro Jahr. Die Ten-
denz sei tatsächlich steigend,
2018 waren es 38, 2019 sind es
bereits 41.Angesichts von2800
Wohnbauten ausserhalb der
Bauzone im Kanton sei die Er-
neuerungsrateallerdingsgering.
Den Vorwurf der mangelnden
Qualität vieler Bauten nimmt
Etter zur Kenntnis. St.Gallen
habe im Gegensatz zu anderen
Kantonen mit dem «Verunstal-
tungsverbot» eine eher schwa-
cheVorgabe fürdieGestaltungs-
vorschriften gewählt. Diese zu
ändern, etwa mit dem Passus,
dass ein Bau «gut in die Land-
schaft passen muss», sei eine
«Frage des politischen Wil-
lens». Dies gelte auch für eine
im Amt eingerichtete Baubera-
tung, wie es etwa Innerrhoden
und Zug machten, um Bauher-
ren«gezielt zu sensibilisieren».

Aufgrund der anhaltenden
Kritik der Heimat- und Natur-
schutzverbände sind in der Sa-
che demnächst wohl politische
Vorstösse zu erwarten.

Bedrohte Baukultur: Streusiedlungsgebiet im Toggenburg, wie hier in Unterwasser. Bild: KEY

Gewerkschaft fasst
Resolution gegen
Spitalstrategie

Kritik Der St.Galler Gewerk-
schaftsbund protestiert gegen
die Spitalstrategie der Regie-
rung. Die Delegierten miss-
trauen der Aussage der Regie-
rung, der Umbau der Spitäler
werde mindestens 70 Stellen
kosten. Dies wecke «den Ver-
dacht, dassder personelleKahl-
schlag deutlich grösser sein
wird», schreibt der Gewerk-
schaftsbund und kündigt eine
Resolution gegen die Pläne der
Regierung an. Sie hatte im Ok-
tober bekannt gegeben, die Re-
gionalspitälerAltstätten,Flawil,
Rorschach, Walenstadt und
Wattwil schliessen zu wollen.
Damit schwäche die Regierung
jeneRegionendesKantons,wel-
che teils heute schon nicht zu
den wirtschaftlich starken ge-
hören.«DanützenauchdieVer-
sprechungennichts,denStellen-
abbaudurchnatürlicheFluktua-
tionen abzufedern.» Seien die
Spitalschliessungen erst einmal
Tatsache,werdees schwer sein,
die Mitarbeitenden «bei der
Stange zu halten», befürchtet
der Gewerkschaftsbund. Mit
den Spitalschliessungen gingen
zudemAusbildungsplätzeverlo-
ren – auch diese könnten in den
ländlichen Gebieten kaum er-
setzt werden.

Die Delegierten des Ge-
werkschaftsbundesbetonen: Sie
wehrten sich nicht generell
gegen Anpassungen der Spital-
struktur. Aber: «Die wohnort-
nahe Versorgung muss beibe-
halten werden – Notfallzentren
reichen dafür nicht.» (rw)

Preis für die besten
Jugendprojekte
Förderung AmSamstag, 16.No-
vember, findet zum 15. Mal das
interregionale Finale des Ju-
gendprojekt-Wettbewerbs statt.
Neun Projektteams aus dem
Kanton St.Gallen, Vorarlberg
und Liechtenstein stellen sich
der jugendlichen Jury und kön-
nenPreisgelder imGesamtwert
von 4250 Euro gewinnen. Die-
ses Jahr ist derKantonSt.Gallen
Gastgeber. Regierungsrat Mar-
tin Klöti wird die Jugendlichen
undGäste inder JugendbeizTal-
hof in St.Gallen begrüssen. In
der kantonalen Vorausschei-
dung haben sich drei St.Galler
Teams fürdas interregionaleFi-
nale qualifiziert. Durch den
Wettbewerb erhalten Jugendli-
che und junge Erwachsene von
13 bis 24 Jahren eine Plattform,
ihreKreativität und ihrEngage-
ment zu zeigen. Der Anlass im
Talhof St.Gallen ist öffentlich,
Beginn ist um 17.30Uhr. (red)
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Dann auf zur «Messe nach der Messe»!
Noch bis Ende November oben an der
Neugasse 48 in Sankt Gallen.

Oder zum Online-Konfigurator:
www.chronometrie.ch/trauringe
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